
Für Demokratie – gegen Gewalt

Zur Jahresmitte haben wir in den SALZkörnern über eine 
Studie des Berliner Instituts für christliche Ethik und Politik 
(ICEP) berichtet. Sie handelt unter dem Titel "Widerstand 
gegen Rechtsextremismus - eine Christenpflicht" von der 
Notwendigkeit des Eintretens der Christen für Demokratie 
und Toleranz, von Zivilcourage, vom Eintreten für die Schwa-
chen, die Gefährdeten, die Bedrängten, die Menschen in Not. 

Es gibt guten Anlass, am Ende des Jahres auf das Thema zu-
rückzukommen: Das "Bündnis für Demokratie und Toleranz - 
gegen Extremismus und Gewalt" hat im Rahmen seines Wett-
bewerbes "Aktiv für Demokratie und Toleranz 2009" auch 
einige katholische Initiativen als vorbildlich eingestuft und mit 
einem Geldpreis ausgezeichnet. Ziel des Wettbewerbes ist es, 
vorbildliche und nachahmbare zivilgesellschaftliche Projekte zu 
sammeln, die andere zum eigenen Handeln ermutigen sollen. 
Nach dem Motto: "Jede und jeder kann in seinem Lebensbe-
reich etwas tun!" sollen die Vielfalt und Breite der Ideen und 
Aktivitäten vorgestellt und bekannt gemacht werden. 

Von den gewürdigten Initiativen seien zwei hier exemplarisch 
genannt: Das Maximilian-Kolbe-Werk wurde für seine Zeit-
zeugenarbeit im Freistaat Sachsen ausgezeichnet, und zwar 
für die beiden Teilprojekte "Demokratieerziehung an sächsi-
schen Schulen" sowie "Zeitzeugengespräche mit jugendlichen 
Aussteigern aus der rechtsextremistischen Szene". Und der 
Diözesanrat der Katholiken im Erzbistum Köln erhielt einen 
der Preise für seine Plakat- und Postkartenaktion zu den 
"Menschenrechten", mit der der Diözesanrat auch im Rahmen 
des 2. Ökumenischen Kirchentag 2010 in München an seinem 
gemeinsamen Stand mit dem Erzbistum vertreten sein wird. 

Die Vielzahl der 400 am Wettbewerb beteiligten Gruppen 
und Einzelpersonen aus ganz unterschiedlichen weltanschauli-
chen Positionen verbindet alle der aktive Einsatz in den Berei-
chen Integration, Gewaltprävention, Demokratie, Extremis-
mus und Antisemitismus. Gut, dass wir dabei sind.
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Missionarisch Kirche sein
Auszüge aus der Rede von Alois Glück vor 
der Wahl zum Präsidenten

In den Wochen vor der Vollversammlung des 
Zentralkomitees der deutschen Katholiken 
im November habe ich mir immer wieder die 
Frage gestellt, was kann das ZdK leisten, was 
muss es leisten und was kann es nicht leisten? 
Was kann es leisten nach innen, in Bezug auf 
die eigenen Mitglieder, auf die Verbände, Or-
ganisationen und Räte? Welche Rolle hat es in 
der Kirche in Deutschland und im Gefüge der 
Weltkirche? Welche Wirkungen gehen von ihm 
aus? Was kann es leisten nach außen in Gesell-
schaft und Staat?

Ich habe dabei den Eindruck gewonnen, dass sich 
im ZdK eine Vielfalt entwickelt hat, ein Spiegelbild 
der Vielfalt in der Kirche und in der Gesellschaft. 
Das ist gut so. Damit sind aber auch unterschiedli-
che Erwartungen an das ZdK verbunden. 

Wirkungsgeschichte

Zunächst gilt es aber festzuhalten, dass das ZdK 
nicht nur eine lange Tradition, sondern auch eine 
große Wirkungsgeschichte hat. Sie zu kennen halte 
ich für wichtig.  Das Wissen um sie gibt ein Stück 
Selbstvertrauen und Selbstbewusstsein. Erinnert 
sei an die Katholikentage. Hier hat sich der Ka-
tholizismus in Deutschland den Fragen der Zeit 
immer wieder neu gestellt und Positionen bezo-
gen. Weiter zählt das ZdK zu den Pionieren der 
Ökumene: Das Ökumenische Pfingsttreffen 1971 
und ökumenische Kongresse sowie der Ökumeni-
sche Kirchentage 2003 sind  Beleg dafür. Es waren 
Initiativen aus der Laienbewegung heraus. Der 2. 
Ökumenische Kirchentag in München im nächs-
ten Jahr ist gegenwärtig ein besonders wichtiges 
Projekt der Ökumene, wieder von Laien getragen. 
Aus dem ZdK kamen wichtige, ja prägende Im-
pulse und Initiativen für die Würzburger Synode, 
ebenso für die entwicklungspolitische Arbeit der 
katholischen Kirche. Dazu zählt auch die Initiative 
zur Gründung von Renovabis, der Solidaritätsak-
tion der deutschen Katholiken mit den Menschen 
in Mittel- und Osteuropa. Das Maximilian-Kolbe-
Werk und die Maximilian-Kolbe-Stiftung sind 
wichtige Initiativen des Brückenschlags nach Polen. 
Dies sind nur einige wenige Beispiele.

Dabei hat sich natürlich die Struktur und die 
Arbeitsweise des ZdK von den ersten Initiati-
ven kirchlicher Laienarbeit auf der Basis des neu 
geschaffenen bürgerlichen Rechts im Jahre 1848 
über die Wiederbegründung nach der Pause der 
Nazizeit bis hin zur Würzburger Synode und neu-
en innerkirchlichen Entwicklungen immer  wieder 
verändert, eben im Prozess und in Bezug zu den 
Veränderungen in Kirche und Gesellschaft.

Für die Frage nach dem Selbstverständnis des ZdK 
möchte ich auf zwei Sätze aus dem Statut hinwei-
sen, weil sie mir wichtig sind: "Es (das ZdK) ist das 
von der Deutschen Bischofskonferenz anerkannte 
Organ im Sinne des Konzilsdekrets über das Apo-
stolat der Laien (Nr. 26) zur Koordinierung der 
Kräfte des Laienapostolats und zur Förderung der 
apostolischen Tätigkeit der Kirche. Die Mitglieder 
des Zentralkomitees fassen ihre Entschlüsse in ei-
gener Verantwortung und sind dabei von Beschlüs-
sen anderer Gremien unabhängig."

Kultur des Dialogs

Zum Selbstverständnis des ZdK gehört, dass 
kirchliches und gesellschaftliches Engagement 
keine Gegensätze sind. Bei der gemeinsamen 
Studientagung von Bischofskonferenz und ZdK zur 
Zukunft der Kirche in Deutschland im April diesen 
Jahres in Würzburg gab es einen fruchtbaren Er-
fahrungsaustausch über die gemeinsamen Perspek-
tiven.  Auf dieser Basis gilt es mit den Bischöfen für 
die künftige Entwicklung der Kirche gemeinsam zu 
arbeiten. 

Es gibt, und dass ist nicht zu leugnen, in der Kirche 
viele Spannungen und Verspannungen. Aber der 
Weg der Kirche durch die Zeit, der Weg des 
pilgernden Gottesvolks ist von Anfang an geprägt 
von Konflikten, vom Ringen um den richtigen Weg, 
um die notwendige Entwicklung und die notwendi-
ge Bewahrung der grundlegenden Wahrheiten des 
Glaubens. Ich sehe in solchen Konflikten ein Wir-
ken des Heiligen Geistes. Wo es keine Meinungs-
verschiedenheit mehr gibt, keine Vielfalt, sondern 
nur noch Einförmigkeit, gibt es keinen lebendigen 
Geist, keine geistige Kraft. Das gilt für die Kirche 
genauso wie für Kultur und Politik. Die entschei-
dende Frage ist, wie Meinungsverschiedenheiten 
ausgetragen werden. Ob das Ringen vom Geist 
der Liebe, vom Respekt vor dem Anderen und 
seiner Gewissensfreiheit, vom Anspruch des 
christlichen Menschenbildes geprägt ist oder vom 
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Geist der Unversöhnlichkeit, der Ausgrenzung, des 
Anspruchs, dass nur die eigene Position die allein 
katholische ist. Es ist eine wichtige und notwendige 
Aufgabe, auch in der gegenwärtigen Situation der 
Kirche diese Kultur des Dialogs und der Kontro-
verse gut zu gestalten. Auch weil die Glaubwür-
digkeit unseres Anspruchs an die politische Kultur 
und die Qualität der Auseinandersetzung in der 
Gesellschaft wesentlich davon abhängt, wie wir 
unter uns, in unserer Kirche Spannungen und Kon-
flikte austragen. Kardinal Ratzinger hat in dem In-
terviewband "Salz der Erde" formuliert: "Es gibt so 
viele Wege zu Gott, wie es Menschen gibt." Diese 
grundsätzliche Anerkennung der unterschiedlichen 
personalen Beziehung zu Gott und der Gestaltung 
aus dem Glauben bedeutet nicht Beliebigkeit, 
begründet aber eine grundsätzliche Offenheit für 
unterschiedliche Wege des Glaubensvollzugs. 

In der Welt

Eine Kirche, die selbstbewusst missionarisch ist, 
geht offen auch in Milieus, die ihr zunächst fremd 
sind. Ich sehe in der Kirche zu viel Ängstlichkeit 
gegenüber der modernen Welt, zu viel Abwehr, 
zu viel Tendenz, in den eigenen Schutzräumen zu 
bleiben. Wir sind zu sehr mit uns selbst beschäf-
tigt. Eine missionarische Kirche wird aber ohne 
die Erfahrung und Mitwirkung der Laien und deren 
Möglichkeit mitzugestalten, wenig wirksam sein. 
Ich stimme ganz dem zu, was Caritas-Präsident 
Prälat Dr. Peter Neher anlässlich seiner Wieder-
wahl formuliert hat: "In den kommenden Jahren 
werden die Weichen gestellt, ob wir eine Kirche 
werden, die sich auf den heiligen Rest beruft, oder 
ob wir eine Kirche sind, die weiter mitten unter 
den Menschen präsent ist."

Als Laien wollen wir nicht die Aufgaben und 
Kompetenz des Bischofs- oder Priesteramtes. 
Wir sind aber mitverantwortlich für die Situati-
on und die Entwicklung unserer Kirche. Das ist 
auch ein Anspruch an uns selbst, wenn wir über 
Notwendigkeiten der Veränderungen und Weiter-
entwicklungen unserer Kirche debattieren, unter 
manchen Situationen leiden, unsere Erwartungen 
aber gelegentlich  auch nur einseitig an die Träger 
der kirchlichen Ämter adressieren. Nicht nur "die 
Kirche" muss sich immer wieder verändern, dies 
gilt ebenso für die Inhalte, Strukturen und Arbeits-
weisen des Laienkatholizismus.

Der besondere Auftrag des ZdK ist - neben dem 
Engagement in der Kirche - das Engagement in Ge-
sellschaft und Staat. Dabei ist aber mein Eindruck, 
dass wir in der Kirche Beratungs- und Klärungs-
bedarf haben über die Bedingungen des Engage-
ments von Katholiken im öffentlichen Leben, in 
dem sowohl persönliche Überzeugungen wie auch 
offizielle kirchliche Positionen nicht einfach eins 
zu eins übersetzt werden können. Es ist natür-
lich einfacher, in den Schutzräumen der eigenen 
Gesinnungsgemeinschaft zu bleiben, als sich in die 
öffentliche Debatte, die geistigen Auseinanderset-
zungen, auch den Wettbewerb unterschiedlicher 
Wertvorstellungen und Überzeugungen einzu-
bringen – notwendigerweise auch mit der grund-
sätzlichen Bereitschaft zum Kompromiss. Wenn 
Engagement mit der Notwendigkeit des Kompro-
misses innerkirchliche Ausgrenzung zur Folge hat, 
ist dies keine Ermutigung. 

Christliche Werte

Ich widerspreche denen, die meinen, dass christ-
liche Werte in dieser Zeit ohnehin keine Chance 
hätten. Im Gegenteil: Wir haben heute mehr 
Chancen als vor zehn oder auch fünf Jahren. Das 
ist eine Folge allgemeiner Verunsicherungen, der 
Erkenntnis, dass Konsum und Lebensstandard 
noch nicht sinnstiftend sind, der Erfahrungen 
der Grenzen bisheriger Entwicklungen und der 
Zusammenbrüche von Verheißungen. Noch nie 
waren so viele Menschen auf der Suche nach Sinn 
und Orientierung. 

Dazu zählt, dass Religion wieder einen neuen Stel-
lenwert hat, nicht als rückständig und gestrig gilt. 
Ebenso ist Wirklichkeit, dass es einen organisier-
ten aggressiven Atheismus gibt. Wir müssen uns in 
die aufbrechenden geistigen Auseinandersetzungen 
stärker einbringen. Zum Themenkreis Religion ge-
hört auch die Bedeutung des Islam in Deutschland, 
in Europa und weltweit. Ich plädiere dafür, dass wir 
uns als ZdK mit dieser Realität intensiver befassen. 

Zukunftsfähig

Wirksam können wir nur sein, wenn wir für die 
Zeichen der Zeit offen sind. Der Historiker und 
frühere US-Außenminister Henry Kissinger hat 
zum Jahreswechsel 2006/2007 formuliert: "Die 
Welt befindet sich an der Schwelle gleichzeiti-
ger Umbrüche, die es so in der Geschichte noch 
nicht gab." Mittlerweile sind große Ereignisse und 
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Aufgaben wie die Finanzkrise und der Klimawandel 
hinzugekommen. Allmählich wird Allgemeingut, 
dass ein "Weiter so" unserer Art zu leben eine 
Sackgasse ist. Unsere heutige Art zu leben ist nicht 
zukunftsfähig. 

Was aber ist eine zukunftsfähige Kultur? Die Kri-
sen werfen neue Fragen auf und führen zu neuen 
Chancen. So hat die Finanzkrise zu einer neuen 
Wertedebatte geführt. Vertrauen wird plötzlich 
entdeckt als die wichtigste Währung im Finanz-
system. Es beginnt eine Debatte über den Unter-
schied von Lebensstandard und Lebensqualität. 
Die tieferen Ursachen dieser Krise sind ja Wert-
vorstellungen, Leitbilder und Lebensstile. Wir 
sollten die Krisen, den Zwang zur Neuorientierung 
auch als Chance begreifen.

Chancen und Herausforderungen 

Welche Tagesordnung zeichnet sich aus meiner 
Sicht  für die nächsten Jahre ab?  Die großen 
Jahrhundertthemen wie Klimaveränderungen, 
künftige Energieversorgung, Ernährung der Welt-
bevölkerung, Konflikte um Wasser und Rohstoff-
versorgung stehen schon auf der Tagesordnung. 
Es ist absehbar, dass wir in den nächsten Jahren zu 
schweren Verteilungskonflikten in unserer Gesell-
schaft kommen und die zukünftige Ausgestaltung 
und auch Weiterentwicklung des Sozialstaates 
eines der ganz zentralen Themen wird. Wir müs-
sen uns aber auch damit auseinandersetzen, wie 
wir in unserer Leistungskraft an der Spitze der 
leistungsfähigen Länder der Erde bleiben können. 
Jedenfalls müssen wir das so lange, als wir den 
Wunsch haben, auch im Lebensstandard und in 
der Lebensqualität einschließlich Sozialstaat in der 
Weltspitze dabei zu sein. Das eine gibt es nicht 
ohne das andere. 

Zu den großen Aufgaben dieser Zeit zählen die 
Auswirkungen der demographischen Entwicklung. 
Diese verändert unser Land von innen her, in den 
sozialen Strukturen in den sozialen Netzen. Das 
Thema "Generationengerechtigkeit" wird neu 
aufbrechen. Momentan ist die junge Generati-
on ruhig, sie wird aber auf Dauer nicht sein mit 
schwierigen Konsequenzen für die ältere Gene-
ration. Und schließlich, zu den wichtigen zählt die 
Herausforderung der Integration, des Zusammen-
lebens von Menschen unterschiedlicher kultureller 
Prägung auf einer gemeinsamen Wertebasis. Es ist 
ein weithin verdrängtes Thema,  für die Politik eine 

Gradwanderungen. Aber die Zukunft, der inne-
re Friede in unserem Land wird ganz wesentlich 
davon abhängen, wie Integration gelingt.

Das ZdK hat in den letzten Jahren einen wichtigen 
Beitrag zur Würde des Menschen am Lebensende 
geleistet. Es gilt, hieran weiterzuarbeiten. Mich 
treibt um, dass in Deutschland Millionen von 
Menschen mehr leiden müssen, als nach heuti-
gem Stand nötig wäre, weil die Anwendung der 
Erkenntnisse von Schmerztherapie und Palliativ-
medizin auf einem kläglichen Stand sind. Es genügt 
nicht, zur so genannten "aktiven Sterbehilfe" nein 
zu sagen. Wir müssen uns engagieren für den 
flächendeckenden Ausbau des Angebots, etwa der 
Hospizbewegung und des Einsatzes der Pallia-
tivmedizin. Das ist eine der wichtigen humanen 
Aufgaben unserer Zeit. 

Menschenbild

Für die Bewältigung der Aufgaben habe Christen 
etwas  einzubringen: das Menschenbild, das wir als 
das christliche bezeichnen. Ein Bild vom Menschen, 
das keine Unterscheidung kennt nach Alter, Rasse, 
Leistungsfähigkeit oder anderen Kriterien, dass un-
abhängig ist von der Religionszugehörigkeit ist der 
unverzichtbare Kompass für eine humane Zukunft. 
Die Würde des Menschen ist unantastbar. Dieser 
Ankersatz unserer Verfassung hat seine Quelle 
in der jüdisch-christlichen Tradition, in diesem 
Menschenbild. Gehen wir offen und selbstbewusst 
damit um, indem wir Konkretes entwickeln. Dazu 
zählten die Prinzipien und die Erfahrungen der 
Christlichen Soziallehre. Wir brauchen eine neue 
Qualität der Kultur der Verantwortung, der Ver-
antwortung für uns selbst, für die Mitmenschen, 
für das Gemeinwesen, und - das ist in meinen Au-
gen die größte ethische Herausforderung unserer 
Zeit - Verantwortung für die Nachkommen. Um es 
in einem Vergleich zu sagen, woher nimmt ein Volk 
die Kraft, sich so zu verhalten, wie Eltern, die um 
der Zukunft ihrer Kinder willen auf das eine oder 
andere verzichten? Nur mit Faktenwissen ist das 
nicht leistbar. Es geht nur auf der Basis von Wert-
vorstellungen und es wird auch dann schwierig 
genug sein. 

Alois Glück, Präsident des ZdK

Î  Î Der vollständige Wortlaut der Rede ist auf 
unserer Homepage www.zdk.de dokumentiert.
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Löschen – Vorsorgen –  
Aufbauen
Staatsverschuldung und Generationenge-
rechtigkeit  in Zeiten der Kriese

Immer mehr Menschen haben Sorge wegen 
der zunehmenden Staatsverschuldung. Oft 
entsteht der Eindruck, eine Milliarde Euro hin 
oder her mache fast keinen Unterschied mehr. 
Dem kann ich als bayerischer Finanzminister, 
Vater zweier Töchter und Christ nur entschie-
den entgegentreten. Wir dürfen den nach-
folgenden Generationen keine erdrückende 
Schuldenlast aufbürden. 

Auch hier gilt der Satz, der vielen in Erinnerung ist: 
"Mein Sohn, sei mit Lust bei den Geschäften am 
Tage, aber mache nur solche, dass wir bei Nacht 
ruhig schlafen können." Diese Mahnung, die Tho-
mas Mann in seinen "Buddenbrooks" dem Gründer 
der Lübecker Kaufmannssippe in den Mund legt, 
fasst eindrucksvoll zusammen, was einen ehrbaren 
Kaufmann ausmacht. Sie drückt aber gleicher-
maßen aus, was Verantwortung im Sinne einer 
nachhaltigen Politik bedeutet. Einen moralischen 
Maßstab. 

Den Brand eindämmen

Das Jahr 2009 wird ein Wendepunkt in der Politik 
sein, in Deutschland und weltweit. Wir haben ge-
lernt, dass wir nicht nur beim Klimaschutz und der 
Ernährung in der "einen Welt" leben. Im Grunde 
erleben wir einen großen globalen Finanzmarkt. 
Umso mehr besteht Anlass, zum Jahreswechsel 
2010 vertieft darüber nachzudenken und sich 
damit auseinanderzusetzen, was eine christliche 
Politik der Verantwortung in Bezug auf Genera-
tionengerechtigkeit und Verschuldung konkret 
bedeutet und im 

politischen Handeln erfordert. Zur Verantwor-
tung gehört zunächst, einen Kollaps der Finanz-
märkte zu verhindern. Ein Scherbenhaufen wäre 
ein schreckliches Erbe. Der Fall ins Bodenlose ist 
durch ein mutiges und entschlossenes Handeln der 
politischen Akteure bislang weitgehend erfolgreich 
abgewendet. Vor allem die G20 Staaten haben zu 
einer bis dato nicht möglichen und daher umso 
bemerkenswerteren Gemeinsamkeit gefunden. 

Die Feuerwehr hat den Brand eingedämmt. Ohne 
Wasser war dies nicht möglich. Am Wasser zu 
sparen hätte zu einem Flächenbrand geführt. 
Naturgemäß kann auch nicht jeder Eimer Was-
ser gleich wirksam sein. Und um im Bild zu blei-
ben: Natürlich müssen die Wasservorräte durch 
sparsamen Umgang wieder aufgefüllt werden. Um 
Schwelbrände zu vermeiden, bedarf es einige Zeit 
auch noch einer bestimmten Menge kühlenden 
Wassers. Ob und wann die Krise wirklich über-
wunden ist, werden wir sehen. Rückschläge kann 
niemand ausschließen. Mit einem solchen Brand 
hatte niemand gerechnet, auch nicht die Wissen-
schaft. Zu allem Überfluss fanden die Flammen 
haufenweise Brandbeschleuniger, wie Hebelwir-
kungen, Ratings, Boni-Systeme, Bilanzregelungen. 
Diese müssen wir jetzt entschärfen. Maßstab sind 
die Soziale Marktwirtschaft und die Prinzipien des 
ehrbaren Kaufmanns. 

Süßes Gift Verschuldung

Die Krise ist allerdings auch Anlass und Chance 
darüber nachzudenken, wie wir unser Gemein-
wesen finanzieren. Dem Prinzip der Eigenverant-
wortung würde es widersprechen, die Bürger 
möglichst viel Geld beim Staat abliefern zu lassen, 
weil der Staat vermeintlich besser weiß, wie das 
Geld richtig zu verteilen ist. Allzu groß war aber 
die Versuchung, sich das Geld dann einfach an den 
Finanzmärkten zu holen. Nach dem Motto: Heute 
das Auto kaufen und fahren - morgen abstottern. 
In den vergangenen 30 Jahren haben wir mit dem 
finanztechnokratischen Begriff der "Nettoneuver-
schuldung" kaschiert, dass regelmäßig finanzielle 
Lasten und Verantwortlichkeiten auf nachfolgende 
Generationen verschoben werden. An den gra-
vierenden Folgen des süßen Gifts "Verschuldung" 
laborieren die öffentlichen Haushalte schon lange. 
Im Jahr 2008 lag die Gesamtverschuldung des 
Staates bei rund 1,6 Billionen Euro, und die Staats-
verschuldung steigt rapide weiter. 

Impulse für Wachstum und Beschäftigung

Natürlich ist in Ausnahmefällen und Notlagen eine 
höhere Verschuldung der öffentlichen Haushalte 
gerechtfertigt. Auch das hat etwas mit Genera-
tionengerechtigkeit zu tun: Wir dürfen unseren 
Kindern und Enkelkindern keinen wirtschaftlichen 
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Scherbenhaufen hinterlassen. Zwar haben wir in 
diesem Sommer die konjunkturelle Talsohle durch-
schritten, aber ein kräftiger und durchgreifender 
Aufschwung zeichnet sich derzeit nicht ab. Vor uns 
liegen harte Jahre, bis wir gesamtwirtschaftlich 
wieder das Niveau von 2008 erreicht haben wer-
den. Insbesondere auf dem Arbeitsmarkt steht uns 
wohl der eigentliche Härtetest erst noch bevor. 
Daher gilt es jetzt, auf dem Weg aus der Krise 
gezielte Impulse für mehr Wachstum und Beschäf-
tigung zu setzen. Gerade weil wir den Sog der 
Weltwirtschaft nicht direkt beeinflussen können, 
gilt es die Binnenkonjunktur weiter zu stabilisieren. 
Konkret muss die Motivation und Leistungsbereit-
schaft von Arbeitnehmern und Arbeitgebern unter 
anderem durch Steuersenkungen gestärkt und die 
Unternehmen müssen insbesondere bei der Finan-
zierung ihrer Investitionen unterstützt werden. Mit 
Überwindung der Krise muss jedoch ein strikter 
Konsolidierungskurs einsetzen. Es gilt die Vorga-
ben des Stabilitäts-und Wachstumspakts so schnell 
wie möglich wieder einzuhalten. Eine nachhaltige 
Haushaltskonsolidierung ist ohne Alternative. Sie 
ist Herzstück einer Generationengerechtigkeit. 
Um es auf den Punkt zu bringen: Die Schulden von 
heute sind die Steuern von morgen. 

Neuverschuldung verboten

Deshalb begrüße ich die im Rahmen der Föde-
ralismuskonferenz II abgeschlossene Schulden-
bremse sehr. Sie markiert als Meilenstein einen 
historischen Wendepunkt hin zu einer generatio-
nengerechten verantwortungsvollen Politik. Die 
Schuldenbremse kehrt das bisherige Prinzip "Neu-
verschuldung ist begrenzt erlaubt" um in "Neuver-
schuldung ist grundsätzlich verboten". Die Politik 
muss aber bei den Bürgerinnen und Bürgern für 
die neue Schuldenbremse werben und sie erklären, 
denn sie kann auch ein enges Korsett bedeuten: 
Künftig gilt Vorrang für Haushaltskonsolidierung 
vor neuen Leistungen. Jede Aufgabe des Staates 
muss kritisch beleuchtet werden. Nur Notwendi-
ges ist finanzierbar, Wünschenswertes muss leider 
hinten angestellt werden. 

Sozialsystem reformieren – 
in Bildung investieren

Strikte Schuldenbegrenzung und Schuldenabbau 
wären aber kaum möglich, wenn der Kuchen 

immer kleiner wird. Die Größe des Kuchens 
bestimmen wir aber nicht allein. Wir sind vielmehr 
auch abhängig von der heutigen und noch mehr 
unserer künftigen Wettbewerbsfähigkeit in der 
globalen Wirtschaftswelt. Denn sind wir beim 
Aufschwung zu spät dran, dann verpassen wir den 
Anschluss. Wollen wir unsere Wirtschaftskraft 
erhalten und den Standort Deutschland wei-
ter voranbringen, dann müssen wir neben einer 
stringenten Förderung der Wettbewerbsfähigkeit 
unseres Standorts die bestmögliche Bildung und 
Ausbildung für unsere Kinder ermöglichen. Des-
halb gilt es in Bund und in den Ländern Bildung und 
Wissenschaft zu einem zentralen Schwerpunkt 
zu machen. Auch bei den Sozialsystemen ist ein 
grundsätzliches Umdenken erforderlich. Höhere 
Defizite des Sozialsystems über Steuern zu fi-
nanzieren bedeutet nämlich genau besehen eine 
höhere Verschuldung des Bundes. Wir werden 
bei der jetzigen demografischen Entwicklung 
zudem nicht umhin kommen, die Ausgaben der 
Sozialversicherung von den Arbeitskosten zu 
entkoppeln. Gerade als ein überzeugter Anhänger 
des Generationenvertrages steht für mich fest: 
Wir müssen ihn an die veränderte Lebenswirk-
lichkeit anpassen, um seine Existenz zu sichern. 

Deutschland hat mehr als einmal bewiesen, dass 
es die Kraft hat, große Herausforderungen zu 
bestehen. Auch wenn wir gerade die schwerste 
Wirtschafts-und Finanzkrise seit dem 2. Welt-
krieg meistern: Der faire und gerechte Ausgleich 
zwischen den Generationen darf dadurch nicht in 
den Hintergrund treten. Im Gegenteil: Die Krise 
ist auch Chance, die Generationengerechtigkeit 
wieder stärker in den Fokus der Maßstäbe staat-
lichen Handelns zu rücken. Eine verantwortungs-
bewusste und christlichen Werten verpflichtete 
Politik wird sich daran messen lassen müssen. Ich 
bin zuversichtlich, dass wir mit Kraft und Beharr-
lichkeit diesen Paradigmenwechsel schaffen. Die 
christliche Soziallehre des Dreiklangs aus Persona-
lität (Bildung!), Solidarität (Generationengerech-
tigkeit!) und Subsidiarität (Föderalismus!) dient uns 
als verlässlicher Kompass auf diesem Weg. 

Georg Fahrenschon, Bayerischer Staatsminister der 
Finanzen, Mitglied im Hauptausschuss des ZdK 
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Die Aufsteiger-Republik 
Bildungschancen für alle

Ein Schwerpunkt der ZdK-Vollversammlung 
im vergangenen November war das Thema 
"Bildung" mit der Verabschiedung der Erklä-
rung "Bildung unabhängig von der Herkunft!" 
und einer Rede von Minister Armin Laschet.  
Auszüge aus dieser Rede dokumentieren wir im 
Folgenden.

… Ich möchte gerne darstellen, warum ich glaube, 
dass das Thema Bildungsgerechtigkeit ein zen-
trales Zukunftsthema unserer Gesellschaft ist. 
Ich spreche dazu heute auch als Minister, der für 
Fragen des gesellschaftlichen Zusammenhalts, des 
Miteinanders der Generationen, des demografi-
schen Wandels und der Integration der Menschen 
mit Zuwanderungsgeschichte zuständig ist – aber 
natürlich auch und vor allem als Katholik und Mit-
glied des Zentralkomitees.

Gerechte Bildung als soziale Frage

… Unsere moderne Wissensgesellschaft ist in 
besonderer Weise darauf angewiesen, dass es auch 
im Bildungswesen gerecht zugeht; von der früh-
kindlichen Bildung bis hin zum lebensbegleitenden 
Lernen. Bildungschancen zu eröffnen, jeder und 
jedem Zugänge zu Bildung zu schaffen, ist eine zen-
trale Frage der sozialen Gerechtigkeit. Vor allem 
deshalb, weil Bildung wesentlichen Einfluss darauf 
hat, ob und wieweit die Menschen an der Gesell-
schaft teilhaben, ob berufliche Integration und 
dann auch beruflicher Erfolg gelingen. Wir wissen, 
dass beides vielfach nicht gelingt. …

Deshalb tun wir gut daran, Bildung heute im 
Zusammenhang mit dem Sozialen zu denken, so 
wie das in der vorliegenden Erklärung gelingt. Wir 
brauchen eine systematische Bildungsförderung für 
die Schwächsten – ein Leben lang.

Zufälliger Erfolg statt syste-
matischer Förderung

Gerade mit Blick auf die Menschen mit Zuwande-
rungsgeschichte fehlt es an einer solchen syste-
matischen Bildungsförderung. Das machen die 
einschlägigen Untersuchungen deutlich, aber das 
wird mir auch immer wieder deutlich, wenn ich 

mit Zuwanderern ins Gespräch komme.

Ein gutes Beispiel ist die türkischstämmige deut-
sche Journalistin und Buchautorin Hatice Akyün. 
Frau Akyün erzählte mir von ihrem Werdegang: 
Sie wurde 1969 in Zentralanatolien geboren. Ihr 
Vater war ursprünglich Schafhirte und kam als 
sogenannter "Gastarbeiter" ins Ruhrgebiet, um als 
Bergmann sein Glück zu machen. Der Vater war, 
wie auch ihre Mutter, Analphabet. Dass sie heute 
erfolgreiche Journalistin und Buchautorin ist, war 
ihr also keineswegs in die Wiege gelegt. Ihre Kar-
riere verdankt sich aber auch nicht dem deutschen 
Bildungswesen. Sondern Zufälle und das außerge-
wöhnliche Engagement einzelner Menschen haben 
ihre Erfolgsgeschichte möglich gemacht. In ihrem 
Fall war der Zufall ein kommunaler Bücherbus, 
der immer donnerstags in ihre Straße kam und 
ihr Interesse und ihre Begeisterung für das Lesen 
weckte.

Neue und alte "soziale Fragen"

Die Bildungs- und Aufstiegsbiografie von Frau 
Akyün führt uns direkt ins Zentrum der The-
men, mit denen wir uns heute hier beschäftigen 
wollen. Es geht um das Verhältnis von sozialer 
Herkunft und Bildungschancen und damit um die 
Zusammenhänge von Sozial- und Bildungspolitik. 
Im vorliegenden Bildungspapier heißt es zurecht: 
Es ist ein "Ärgernis, dass in Deutschland Bildungs-
chancen überdurchschnittlich stark durch die 
soziale Herkunft bestimmt werden…". Dass wir 
dieses Ärgernis aus der Welt schaffen, ist deshalb 
besonders drängend, weil sich unsere Gesellschaft 
in einem dramatischen, in dieser Form noch nie da 
gewesenen sozialen Wandel befindet. Ich meine 
den demografischen Wandel: Unsere Gesellschaft 
wird "älter, weniger und bunter." …

Das stellt uns vor große Herausforderungen. Eine 
älter werdende Gesellschaft kann es sich nicht 
leisten, auf die Mitarbeit und den Erfahrungsschatz 
derer zu verzichten, die man noch vor wenigen 
Jahren – vermeintlich, um jüngeren Platz zu ma-
chen – in den sogenannten Vorruhestand geschickt 
hat. Wenn wir weniger werden, dann dürfen wir

kein Talent und keinen Menschen verloren ge-
ben. Wir können uns den Luxus unzureichender 
Förderung und Unterstützung nicht mehr leisten. 
Und wenn wir bunter werden, dann heißt das, dass 
die jungen und zahlreichen Menschen mit Zuwan-
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derungsgeschichte in zwanzig Jahren das Land 
entscheidend mittragen müssen. Dafür müssen 
wir heute die Leitern zur Verfügung stellen, damit 
möglichst vielen der Aufstieg gelingt. Ein Aufstieg 
jenseits von Zufällen und glücklichen Fügungen. 
Das sind die spezifischen Herausforderungen 
unserer Zeit. Integration, Bildung und Demografie 
verbinden sich zur "Neuen Soziale Frage" des 21. 
Jahrhunderts. …

Die Aufsteigerrepublik

Am Ende der Ihnen vorliegenden Erklärung heiß 
es: "Wir wollen in einer Gesellschaft leben, in der 
niemand hinter seinen Möglichkeiten zurückbleibt." 
Eine bessere Überleitung zu meinen Vorstellun-
gen zur "Aufsteigerrepublik" kann es kaum geben. 
Auch ich wünsche mir eine Gesellschaft, die allen 
gerechte Chancen bietet. Ich wünsche mir eine 
Gesellschaft, die sagt: Erstens: "Aufstieg für alle ist 
möglich"; und zweitens: "Aufstieg ist nötig". Dazu 
braucht es eine Sozial- und Bildungspolitik, die den 
Aufstieg zulässt, ihn fördert und begleitet. Ein Land 
des Aufstiegswillens und der realen Aufstiegs-
möglichkeiten, das sind die zentralen Fundamente 
einer "Aufsteigerrepublik", die Deutschland wieder 
werden muss. …

Im Fokus: Die Zugewanderten

Wir müssen vor allem den Zugewanderten eine 
Perspektive geben. Sie müssen Teil einer Aufstiegs- 
und Erfolgsgeschichte sein. Hier schlummern die 
größten Potenziale für den Aufstieg. Das ist das 
Neue, wenn wir heute über Migration reden: 
Nicht nur die Probleme zu sehen, die es natürlich 
auch gibt, sondern ebenso die Chancen und Poten-
ziale der Menschen mit Zuwanderungsgeschichte. 
Denn sie sind bleibender Teil dieser Gesellschaft. 
Das gilt für die mehr 15 Millionen Menschen mit 
Zuwanderungsgeschichte, die in Deutschland 
leben. Und das gilt erst recht für die junge Gene-
ration: In Nordrhein-Westfalen haben rund 38 
Prozent der Unter-sechs-Jährigen eine Zuwande-
rungsgeschichte, in manchen Stadtteilen sind es 
noch weit mehr. In der westfälischen Stadt Hagen 
hat mehr als jeder zweite junge Mensch über 18 
Jahren eine Zuwanderungsgeschichte! … Deshalb 
brauchen wir Rahmenbedingungen, in denen diese 
Menschen und alle anderen, die womöglich bislang 
daran gehindert wurden, ihre Potenziale entfalten 
können. …

Aufstieg muss wieder möglich werden

Wir sind in vielem eine erstarrte, einbetonierte 
Gesellschaft geworden, die erheblich an Innovati-
onsfähigkeit, Leistungsbereitschaft und Aufstiegs-
optimismus verloren hat.

Und das nicht erst seit der globalen Finanz- und 
Wirtschaftskrise, deren Bewältigung uns noch 
erhebliche Anstrengungen abverlangen wird und 
an deren Folgen wir noch lange zu tragen haben 
werden. Die Bundeskanzlerin hat uns in ihrer Re-
gierungserklärung nach der Wahl am 28. Oktober 
darauf eingeschworen. Für mich lautet die Konse-
quenz: Deutschland braucht eine durchgreifende 
Mentalitätsänderung, es braucht einen Wandel in 
der politischen Kultur und neue Strukturen, die 
den Aufstieg wieder möglich machen.

Was bedeutet das konkret? Ich will einige Stich-
worte nennen:  Der vermeintlich nie versiegende 
Strom junger Nachwuchskräfte wird aufgrund 
des demografischen Wandels zum Rinnsal. Das 
Bildungssystem kann sich daher nicht mehr auf die 
"letzten Veredelungsschritte" für wenige Bildungs-
bürgerkinder konzentrieren, sondern muss dafür 
sorgen, dass niemand zurückbleibt und möglichst 
viele hohe Abschlüsse machen. Zugleich wollen 
und müssen Ältere länger arbeiten: Dazu müssen 
sie lebensbegleitend fortgebildet werden. Unsere 
Arbeitskultur muss viel stärker auf der Verein-
barkeit von Familie und Beruf aufgebaut sein, weil 
auch Frauen ihre Qualifikationen im Berufsleben 
einsetzen möchten und immer mehr Männer auch 
ihre Familie intensiver erleben wollen.  Wer den 
beruflichen Ein- oder Aufstieg nicht beim ersten 
oder zweiten Versuch geschafft hat, der muss 
sich darauf verlassen können, dass er erneut und 
systematisch Chancen erhält, die ihm neue Pers-
pektiven eröffnen. Die Zahlen über Dauerarbeits-
losigkeit, über die soziale Vererbung von Bildungs-
benachteiligung und viele andere Indikatoren mehr 
verdeutlichen uns, dass das Sozialstaatsmodell der 
Vergangenheit in vielen Fällen den realen Aus-
schluss bewirkt hat. Es hat zu sehr auf Umvertei-
lung gesetzt, zu wenig auf Einbindung. …

Armin Laschet, Minister für Generationen, Familie, 
Frauen und Integration des Landes Nordrhein-Westfa-
len, Mitglied des ZdK

Î  Î Der vollständige Wortlaut der Rede ist auf 
unserer Homepage www.zdk.de dokumentiert.
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Wofür das Geld ausgeben?
Wettbewerb im Gesundheitswesen:

Die Weiterentwicklung des Gesundheitswesens 
ist ein Dauerthema. Derzeit konzentriert sich 
die öffentliche Aufmerksamkeit erneut auf die 
Frage, wie das System finanziert werden soll. 
Jedoch gerät dabei ein durchaus komplexeres 
Thema mit weitaus größerer Bedeutung für 
die Patienten ins Hintertreffen: Wofür und 
anhand welcher Kriterien soll das Geld ausge-
geben werden?

Wettbewerb

Im Vordergrund der Überlegungen der neuen 
Regierungskoalition steht die Bedeutung der Ge-
sundheitsbranche als größter Arbeitgeber mit vier 
Millionen Beschäftigten und einem Jahresumsatz 
von mehr als 250 Milliarden Euro. Wachstumspo-
tenziale, so Minister  Rösler, könnten nur durch 
ein wettbewerbliches System gehoben werden. 
Wettbewerb soll auf verschiedenen Ebenen das 
handlungsleitende Prinzip sein. Es soll Wettbe-
werb geben um Leistungen, Preise und Qualität, 
da so eine an den Bedürfnissen der Versicherten 
ausgerichtete Krankenversicherung und eine gute 
medizinische Versorgung ermöglicht würden, heißt 
es im Koalitionsvertrag. Auf der Versicherungs-, 
Nachfrage- und Angebotsseite soll ein funktions-
fähiger Wettbewerb um innovative und effiziente 
Lösungen etabliert werden. Neben der Finanzie-
rung von Gesundheitsleistungen durch die Soli-
dargemeinschaft soll zudem der privatfinanzierte 
Bereich der Gesundheitswirtschaft ausgebaut 
werden.

Wahlfreiheit

Den Versicherten sowie den Patienten wird 
versprochen, dass sie im Mittelpunkt stehen und 
es um ihre Entscheidungsspielräume gehe. Der 
Gesundheitsminister fordert auch mehr Freiheit 
bei der Wahl der Therapie, des Arztes und der 
Krankenkasse. Die Bundesregierung vertraue, so 
heißt es, sowohl den Menschen, die Gesundheits-
leistungen in Anspruch nehmen, als auch den Leis-
tungserbringern. Die Überlegungen Röslers sind 
geprägt von der Vorstellung aufgeklärter, mündiger 

Patienten und eigenverantwortlicher Versicherter.

Marktversagen

Zweifellos gibt es im Gesundheitswesen Bereiche, 
in denen der Wettbewerb gute Ideen hervorbringt 
und die Effizienz steigert. Ruft man jedoch auf allen 
Ebenen nach mehr Wettbewerb und Wahlfreiheit, 
läuft man Gefahr, wesentliche Erkenntnisse und 
Erfahrungen zu ignorieren und das Wohl von Men-
schen zu gefährden. Patienten entsprechen eben 
nicht dem Bild des idealtypischen Konsumenten. 
In den seltensten Fällen handelt es sich um aufge-
klärte Verbraucher, die über ausreichend Infor-
mationen verfügen und in ihren Entscheidungen 
frei von Zwängen wären. Das ohnehin fragwürdige 
Modell des homo oeconomicus passt im Gesund-
heitsmarkt nicht, der von einem Marktversagen 
gekennzeichnet ist: Insbesondere die Informati-
onsasymmetrie zwischen Anbietern von Gesund-
heitsleistungen und ihren "Kunden" sowie die 
vielfach angebotsinduzierte Nachfrage verhindern 
echte Wahlfreiheit. Wenn man akut oder chro-
nisch krank ist, an Schmerzen leidet oder auch nur 
Angst vor Krankheit hat, ist man, das liegt in der 
Natur der Sache, selten mündiger und souveräner 
Konsument. 

Rechtslage

Spielen wir einmal gedanklich durch, welche Infor-
mationen  Patienten und Versicherte bräuchten, 
wenn sie im Wettbewerb frei über Behandlungs-
empfehlungen oder über Angebote von Kran-
kenversicherungen entscheiden können sollen. 
Natürlich müsste der Einzelne wissen, ob er von 
einem bestimmten Angebot etwas hat: Wird man 
einen Nutzen von der Maßnahme haben und mit 
welcher Wahrscheinlichkeit wird dieser Nutzen 
eintreten? Das dies relevant ist, hat der Gesetz-
geber durchaus erkannt, er setzt dies jedoch im 
Sozialgesetzbuch V (SGB V) nur halbherzig um. 
Für den Kollektivvertrag (d. h. den einheitlichen 
und gemeinsamen Vertrag zwischen gesetzlichen 
Krankenkassen und Leistungserbringern) schreibt 
das SGB V vor, dass medizinische Leistungen die 
Kriterien Nutzen, Notwendigkeit und Wirtschaft-
lichkeit zu erfüllen haben. Eine solche Vorschrift 
gibt es aber nicht für Selektivverträge, bei denen 
gesetzliche Krankenkassen mit Leistungserbrin-
gern ausgewählte Leistungen aushandeln, die sie im 
Wettbewerb mit anderen Kassen den Versicher-
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ten anbieten. Diese Regelungen sind inkonsequent 
und widersprüchlich und führen in der Praxis je 
nach Vertragsbereich zu völlig unterschiedlichen 
Anforderungen an dieselbe medizinische Leistung. 
Dies soll im Folgenden an einem Beispiel verdeut-
licht werden.

Fallbeispiel

Der Gemeinsame Bundesausschuss, unter dessen 
Dach die Verbände von gesetzlichen Kranken-
kassen, Ärzten, Krankenhäusern sowie Patien-
tenorganisationen zusammenkommen, hat den 
Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenkassen 
zu definieren. Er ist damit ein zentrales Organ im 
kollektivvertraglichen System. Derzeit beschäf-
tigt sich das Gremium u. a. mit der Frage, ob das 
strahlentherapeutische Verfahren der Brachythe-
rapie zur Behandlung des lokal begrenzten Pros-
tatakarzinoms von Nutzen ist. Entsprechend der 
Logik der §§ 137c und 135 des SGB V kann diese 
Therapie im Rahmen des Kollektivvertrags seit 
ihrem Erscheinen auf dem Gesundheitsmarkt im 
Krankenhaus zu Lasten der Solidargemeinschaft 
erbracht werden, ambulant jedoch nicht. Ist der 
Nutzen der Methode belegt und ist sie notwendig 
und wirtschaftlich, wird der Gemeinsame Bundes-
ausschuss die Leistungserbringung im Krankenhaus 
bestätigen und sie ambulant zulassen. Sollte der 
Nutzen nicht erwiesen oder sogar widerlegt sein, 
darf das Verfahren im Krankenhaus nicht mehr zu 
Lasten der gesetzlichen Krankenversicherung er-
bracht werden und es wird nicht für die ambulante 
Versorgung zugelassen. Dabei ist wichtig zu wis-
sen, dass das Verhältnis von Nutzen und Schaden-
spotenzial anhand der international anerkannten 
wissenschaftlichen Kriterien der evidenzbasierten 
Medizin beurteilt wird.

Während die Verhandlungspartner des Kollektiv-
vertrags noch darum ringen, wie die bisher recht 
begrenzten wissenschaftlichen Erkenntnisse über 
den Nutzen der Brachytherapie zu interpretieren 
sind, wurden im Rahmen der selektivvertraglichen 
Möglichkeiten längst Verträge zwischen einzelnen 
Krankenkassen und Leistungserbringern geschlos-
sen: Krankenkassen mit diesen Verträgen können 
ihren Versicherten die Brachytherapie ambulant 
anbieten. Mit solchen Verträgen werben die im 
Wettbewerb stehenden Krankenkassen um Versi-
cherte – Gedanken um Nutzennachweise braucht 
sich hier niemand zu machen. Das wesentliche Kal-

kül dabei ist: Der Versicherte, der eine gesetzliche 
Krankenkasse auswählt, soll wahrnehmen, dass die 
eine Krankenkasse mehr – vermeintlich innovative 
- Leistungen bezahlt als die andere.

Im Falle der Brachytherapie hat der Gemeinsame 
Bundesausschuss inzwischen festgestellt, dass der 
Nutzen nicht in wissenschaftlich ausreichendem 
Maße belegt ist. Zudem ist unklar, in welchem 
Ausmaß dieses Verfahren mittel- und langfristige 
Schäden verursacht.

Falscher Wettbewerb 

Das Beispiel macht deutlich, wohin ein unzurei-
chend durchdachter Wettbewerb führen kann. 
Für Patienten und Versicherte wäre eine deutlich 
verbesserte Markttransparenz unabdingbare 
Voraussetzung für die angepriesene Wahlfreiheit. 
Das heißt, es müsste bekannt sein, wie es um den 
Nutzen und die Versorgungsqualität der angebote-
nen Leistungen steht. Dieses Wissen liegt jedoch 
in vielen Fällen nicht vor oder es wird nicht trans-
parent gemacht. Dies gilt für das GKV-System und 
erst recht für den privaten Gesundheitsmarkt.

Unser Gesundheitswesen ist nach wie vor von 
Ineffizienzen geprägt. Man muss endlich darüber 
nachdenken, ob es im Sinne der Patienten ist, 
neue Technologien ohne ausreichende wissen-
schaftliche Kenntnisse über ihren Nutzen und ihr 
Schadenspotenzial in die flächendeckende Versor-
gung einzuführen. Es gibt genügend Beispiele für 
Innovationen, die sich  später als nutzlos und zum 
Teil als gefährlich herausstellten. Die gesetzlichen 
Rahmenbedingungen ermöglichen das nach wie 
vor. Dies ist nicht von Vorteil für die Betroffenen. 
An erster Stelle hat das Wohl von Kranken und 
Versicherten zu stehen. Das bedeutet: In unserem 
Gesundheitswesen muss das Geld für nachgewie-
senermaßen nützliche, notwendige und qualitativ 
hochwertige Gesundheitsleistungen ausgegeben 
werden. Ein Wettbewerb, der dies nicht befördert 
oder erreicht, stellt das Wohl von Patienten nicht 
in den Mittelpunkt.

Dr. Mechtild Schmedders, Biologin und Gesundheits-
wissenschaftlerin, Dr. Wolfgang Schmidt, Politikwissen-
schaftler
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Gesprächspartner, nicht Gegner!  
Plädoyer für einen Lernprozess 

Kirche und Wirtschaft sind auf vielfältige 
Weise miteinander verbunden: Christen sind 
wirtschaftlich aktiv – als Konsumenten, Ar-
beitnehmerinnen, Gewerkschafter, Mana-
gerinnen, Unternehmer und Verbandsfunk-
tionäre. Die Kirche selbst ist ein komplexer 
wirtschaftlicher Akteur, z. B. als Arbeitgeberin 
und Trägerin von Einrichtungen. Zugleich 
werden kirchliche Akteure mit der Erwartung 
konfrontiert, beispielhaft voranzugehen, wenn 
es um die Verwirklichung von "wirtschaftlicher 
Gerechtigkeit für alle" geht. Kirche und Wirt-
schaft sind aneinander verwiesen und stehen 
gleichzeitig in Spannung zueinander. 

Umso wichtiger ist es, über Fragen, die ein gutes 
Wirtschaften und die Verwirklichung des Ziels der 
Gerechtigkeit betreffen, Verständigung zu suchen.

Unterschiedliche Sprachen

Ein Gespräch zwischen Kirche Wirtschaft wird 
sich vor allem um dieses Ziel "drehen": Um die 
Frage, worin Gerechtigkeit besteht und wie sie zu 
bestimmen ist, und um die Frage, wie die Wirt-
schaft dazu beitragen kann, das Ziel eines gerech-
teren, humanen Entwicklung der Menschheit zu 
verwirklichen. Mit Verständigungsschwierigkeiten 
und "Übersetzungsproblemen" ist dabei zu rech-
nen. Wirtschaft und Kirche, Wirtschaftswis-
senschaft und Theologie/Christliche Sozialethik 
sprechen unterschiedliche "Sprachen". Aber man 
kann einander im Gespräch näher kommen, sofern 
eine einzige Voraussetzung gegeben ist: 

Beide Seiten müssen einander als Partner anerken-
nen und bereit sein, vom jeweils Anderen etwas 
zu lernen. Es ist weder gesprächseröffnend noch 
gerechtfertigt, die Wirtschaft von vornherein und 
pauschal in Gegensatz zu ethischen Anliegen und 
Zielen zu setzen und mit moralisierenden Vorwür-
fen wie "Gier", "Heuschrecken" etc. zu verteufeln, 
noch ist es einem Dialog förderlich, wenn Wirt-
schaftsvertreter die Kirchenmenschen sogleich 
mit dem Etikett des "Gutmenschentums" versehen 
und damit signalisieren, dass sie sie gar nicht ernst 
nehmen. Dialog erfordert ein echtes Interesse am 

Gegenüber und die Bereitschaft, sich wechselseitig 
auf die Erfahrungen und Handlungslogiken, auf die 
Denk- und Argumentationsweise der Anderen 
einzulassen, im geduldigen Austausch die Sprache 
des Gegenübers zu lernen.

Verständigung über Regeln

Wirtschaft ist zu wichtig, als dass Christen und 
Kirche es Anderen überlassen dürften, an einer 
menschengerechten und schöpfungsgerechten 
Entwicklung der Ökonomie im lokalen, nationalen 
und globalen Rahmen zu arbeiten.  Die jüngere 
kirchliche Sozialverkündigung hat hier wiederum 
wichtige Impulse gesetzt: Johannes Paul II. (in sei-
ner Enzyklika Centesimus annus, 1991) und ähnlich 
Benedikt XVI. in seiner jüngsten Enzyklika haben 
eine grundsätzlich positive Einschätzung von Markt 
und Wettbewerb formuliert, jedoch mit dem sehr 
deutlichen Akzent, dass diese Institutionen Instru-
mente für den Güteraustausch und die Versorgung 
der Menschen sind. Dementsprechend betonen sie 
zugleich die Verantwortung der Akteure im Markt 
und für den Markt. Der Markt als Instrument in 
der Verfügung von Menschen ist dann nicht mora-
lisch neutral. Die Schaffung und Durchsetzung von 
geeigneten Regeln, die das Marktgeschehen ord-
nen, begrenzen und regulieren, gehört zu einem 
solchen Verständnis unbedingt dazu.

Die Diskussion "Marktwirtschaft – nicht ohne 
Ethik, nicht ohne Regeln!" in der letzten Voll-
versammlung des ZdK hat gezeigt, wie wichtig 
es ist, mit unterschiedlichen Akteuren aus der 
Wirtschaft ins Gespräch zu kommen. Sowohl 
grundsätzlich als auch an konkreten Beispielen 
und Fällen wird weiter zu diskutieren sein, was es 
bedeutet, von Verantwortung (in) der Wirtschaft 
zu sprechen; inwieweit wirtschaftliche Verant-
wortung auf der Ebene der Unternehmen und des 
unternehmerischen Handelns eine gesellschaftliche 
Dimension hat; wie unternehmerische Verantwor-
tung und wirtschaftspolitische Verantwortung sich 
zueinander verhalten, wie Tugend- und Ord-
nungsethik im Bereich der Wirtschaft zu einander 
stehen, und wie Gerechtigkeitsanliegen in die 
Logik des wirtschaftlichen Handelns "übersetzt" 
werden können. 

Prof. Dr. Marianne Heimbach-Steins, Direktorin des 
Instituts  für Christliche Sozialwissenschaften der Uni-
versität Münster, Mitglied des ZdK

Kirche und Wirtschaft Dialog



An dieser Stelle bitten wir Mitglieder des ZdK, über erfolgreiche gesellschaftspolitische Initiativen aus dem eigenen 
Verband, dem eigenen Diözesanrat oder dem eigenen beruflichen Umfeld zu berichten. Falls Ihnen ein Beitrag 

vorschwebt, wenden Sie sich an die Redaktion!

"Pfairrgemeinde" 
Eine Aktion des Diözesanrates und des 
Erzbistums Köln

Die Aktion "Pfairrgemeinde" des Diözesanrates 
der Katholiken und des Erzbistums Köln wurde 
im Dezember 2008 gestartet. Sprachwissen-
schaftler werden schnell den Kopf schütteln. Ein 
nahezu billiges Wortspiel: Pfarr – und Fair hätten 
nichts miteinander zu tun. Der Diözesanrat und 
das Erzbistum Köln sehen das anders. Sie star-
teten im November 2009 gemeinsam die Akti-
on "Pfairrgemeinde". Wer sich daran beteiligt, 
verpflichtet sich, den Konsum von Kaffee, Tee, 
Kakao, Orangensaft, Schokolade, Wein, Süßig-
keiten etc. soweit wie möglich auf fair gehandelte 
Produkte umzustellen. Denn, so die Initiatoren 
des Projektes, fairer Handel verbessert die Ar-
beits- und Lebenssituation von Kleinproduzen-
ten und Arbeitern in den Ländern des Südens. 

Eine Gemeinde wird dann zur Pfairrgemeinde 
zertifiziert, wenn sie den fairen Handel fördert. 
So etwas ist schnell gesagt, doch weniger schnell 
getan. Die Bewerbung für ein solches Zertifikat 
macht nur dann Sinn, wenn die unterschiedlichen 
Gruppen und Kreise einer Gemeinde im We-
sentlichen entsprechend handeln. Mit dem Siegel 
"Pfairrgemeinde" werden also nur Pfarrgemeinden 
ausgezeichnet, die sich in besonderer und her-

ausragender Weise für den fairen Handel ein-
setzen. So gibt es viele Gemeinden – inzwischen 
sind etwa 60 Gemeinden zertifiziert – die sich 
seit Jahrzehnten dem fairen Handel verschrieben 
haben. Die Aktion "Pfairrgemeinde" des Diö-
zesanrates und des Erzbistums Köln wurde im 
September 2009 von der Verbraucherinitiative 
e.V., dem Bundesverband kritischer Verbraucher, 
zur "Initiative des Monats" gekürt. Im Rahmen der 
Aktion, so wird für die Kürung festgestellt, gehen 
die ausgezeichneten und zertifizierten Pfarrge-
meinden eine freiwillige Selbstverpflichtung ein, 
den fairen Handel nicht nur zu fördern, sondern 
in ihrem Gebiet vorwärts zu bringen und viele 
Menschen für den fairen Handel zu gewinnen. 

Zu der Aktion gibt es unterschiedliche Ma-
terialien, so die Selbstverpflichtungserklä-
rung, einen Aufkleber und ein Schreiben des 
Vorsitzenden des Diözesanrates, Thomas 
Nickel, sowie des Generalvikars des Erzbi-
schofs von Köln, Dr. Dominik Schwaderlapp. 

Norbert Michels, Geschäftsführer des Diözesanrates 
der Katholiken im Erzbistum Köln, Mitglied des ZdK

Î  Î Weitere Informationen zur Aktion  
"Pfairrgemeinde" können unter 
www.dioezesanrat.de abgerufen werden. 


